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Mehr Transparenz 
bei der 
Treuhandanstalt!
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Hans-Hagen Härtel

Die T reuhandansta lt hat inzw ischen m it 60 00  Unternehm en m ehr als d ie  Hälfte der 
11 000 Unternehm en veräußert oder te ilp riva tis ie rt, die aus der Entflechtung der eh e ­

m aligen Kom binate und vo lkse igenen Betriebe hervorgegangen s ind. Nach A b lau f von 15 
M onaten e ffek tive r P riva tis ie rungstä tigke it ist d ies angesich ts der v ie lfä ltig en  rechtlichen 
und w irtscha ftlichen  Investitionshem m nisse ein beach tliches Ergebnis. Noch deu tlicher 
fä llt de r P riva tis ie rungsfo rtsch ritt aus, wenn man die Anzahl der Beschäftig ten  betrachtet.
Die 5000  Unternehm en, d ie  noch unter T reuhandverw altung stehen, beschä ftigen nur 
noch ein V ie rte l der v ie r M illionen M itarbeiter, d ie  frühe r in T reuhandbetrieben einen Ar­
be itsp la tz  hatten. Für ein w eiteres V ie rte l hat d ie  T reuhandansta lt bei der P riva tis ierung 
der 60 00  U nternehm en B eschäftigungszusagen ausgehande lt. Die Hälfte der früheren 
M ita rbe ite r hat dagegen die T reuhandunternehm en verlassen und konnte entweder in den 
neuen oder a lten Bundesländern  neue A rbe it finden oder ist in den vorze itigen Ruhestand 
gegangen, in B eschä ftigungsgese llscha ften  untergekom m en oder arbe its los  geworden.

V ie le  K ritike r ha lten der T reuhandansta lt vor, sie habe zu rasch und m it zu wenig Rück­
s ich t auf d ie  Beschäftig ten und die  betro ffenen Regionen p riva tis ie rt. G egen d iesen Vor­
w urf muß man der T reuhandansta lt zugute ha lten , daß sie keineswegs „um  jeden P re is“ 
veräußert. S ie be rücks ich tig t bei ihrem  Zuschlag n ich t nur d ie  Pre isofferte , sondern  han­
de lt m it dem  Erwerber B eschäftigungs- und Investitionszusagen aus, d ie  s ie  durch V ere in­
barung von Vertragsstrafen absichert. Die T reuhandansta lt versucht dam it Vorkehrungen 
dagegen zu treffen, daß die Erwerber d ie  Betriebe s tillegen , um das G elände oder andere 
A ktiva  e ine r für sie ren tableren Verwertung zuzuführen.

Durch d iesen E ingriff in das private R entab ilitä tska lkü l w ird d ie  Fortführung bes tehen­
der P roduktionsstä tten  gegenüber a lte rna tiven Verw ertungen begünstig t. Die B eschä fti­
gungszusagen w irken w ie ein e rw e ite rte r K ünd igungsschutz und verp flich ten  den Erwer­
ber, während der B indungsfris t Abgänge durch N eue inste llungen zu ersetzen. Die Treu­
handansta lt muß die  m it den  Zusagen verbundene Übernahm e von R isiken a lle rd ings  m it 
Zugeständn issen  beim  Kaufpreis honorieren. Ö konom isch gesehen gewährt sie in Höhe 
d ieser P re iszugeständnisse S ubventionen für die Fortführung bestehender Betriebe. Es 
handelt sich dabei n icht um reine E rha ltungssubven tionen, da durch die Kom bination der 
B eschäftigungsau flagen m it Investitionsve rp flich tungen n ic h td ie  bloße Existenz, sondern 
zug le ich  d ie  San ie rung der Betriebe erzw ungen werden soll.

D ennoch ist es frag lich , ob die  T reuhandansta lt im m er im  S inne des B eschä ftigungs­
z ie ls  handelt, wenn sie  die Erwerber veranlaß t, Betriebe fortzu führen und ihre S tillegung  
im Verlustfa ll h inauszuzögern. Indem sie po ten tie lle  Investoren daran h indert, Betriebe 
s tillzu legen  und das G elände anderw eitig  zu verwerten, ve rh indert s ie  m ög licherw eise  die 
A nsied lung von Betrieben, die m ehr und sicherere A rbe itsp lä tze  be re its te llen  würden als 
d ie  bestehenden Betriebe. Die Förderung der S an ie rung bestehender P roduktionsstä tten
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ist allenfalls zur kurzfristigen Beschäftigungssicherung und auch dann nur gerechtfertigt, wenn 
die Grundstücke alternativ nicht gewerblich, sondern für den Bau von Wohnungen genutzt oder 
aus spekulativen Gründen erst eine Weile brach liegen würden. Darüber hinaus dürfen auch die 
Kosten nicht übersehen werden, die noch Jahre nach der Privatisierung für die Kontrolle der Ein­
haltung der Zusagen einschließlich der möglichen gerichtlichen Auseinandersetzungen entste­
hen.

Kritisch ist auch die Tendenz zu beurteilen, große Einheiten oder mehrere Objekte als Paket 
zur Privatisierung anzubieten, anstatt die Unternehmen möglichst weitgehend zu entflechten 
und einzeln zum Verkauf auszuschreiben. Für die Paketlösung werden mögliche Kosteneinspa­
rungen durch Nutzung von Verbundvorteilen geltend gemacht. Nun ist der kostengünstigste Ver­
bund nicht nur von Branche zu Branche, sondern auch von Unternehmen zu Unternehmen ver­
schieden, und es ist gerade auch Aufgabe des Marktes, den Unternehmen durch Verkauf oder 
Kauf von Betriebsteilen die Anpassung ihrer Organisation zu erleichtern. Auch die Treuhandan­
stalt kann darauf setzen, daß die Erwerber nach der Privatisierung den optimalen Verbund auf 
dem Markt durch Zukauf oder Verkauf von Unternehmensteilen finden. Allerdings zeigt die Er­
fahrung, daß über den Markt in der Regel die Konzentrationsprozesse leichter vonstatten gehen 
als Dekonzentrationen durch Entflechtung und Verselbständigung von Betriebsteilen. Dies 
spricht dafür, der Einzelprivatisierung den Vorrang vor dem Paketverkauf zu geben.

Daß die Treuhandanstalt, unterstützt von Regionalpolitikern und Gewerkschaften, dennoch 
häufig Paketlösungen bevorzugt, beruht auf der Hoffnung, durch Zusammenschnüren von attrak­
tiven Objekten („Filetstücken'') mit schwer verkäuflichen Objekten die Privatisierungschancen 
insgesamt zu erhöhen. So wurde das begehrte Tankstellennetz der Minol AG einem Konsortium 
unter Führung des französischen Mineralölkonzerns Elf Aquitaine mit der Auflage zugesprochen, 
die Raffinerie in Leuna zu modernisieren und zu Europas größter Mineralölverarbeitungsanlage 
auszubauen. Auf diese Weise soll zugleich der notleidende Chemiestandort Sachsen-Anhalt für 
die Ansiedlung petrochemischer Fabriken attraktiv gemacht werden. Ökonomisch gesehen be­
deuten solche Paketlösungen ebenfalls die Gewährung von Subventionen. So subventionierte 
die Treuhandanstalt zum Beispiel die Errichtung der Raffinerie durch den Verzicht auf den vollen 
Erlös beim Verkauf des Tankstellennetzes.

Unabhängig davon, wie man über die Sinnhaftigkeit solcher Subventionierung denkt, bleibt zu 
kritisieren, daß diese durch den Paketverkauf verdeckt wird und somit keine Transparenz für die 
Öffentlichkeit und die Kaufinteressenten besteht. Möglicherweise hätte die Treuhandanstalt 
durch den getrennten Verkauf von Minol an den Meistbietenden und der Raffinerie an den Erwer­
ber mit dem niedrigsten Subventionsbedarf auch eine günstigere Lösung erzielt.

Mehr Transparenz ist auch in den sich nun häufenden Fällen zu fordern, in denen die Treu­
handanstalt dem Erwerber zur „besenreinen Übergabe“ Geld zuschießt. Dabei sollte die Über­
nahme von Altlasten, die bei einer Stillegung der Betriebe ohnehin bei der Treuhandanstalt ver­
bleiben würden (Altschulden, Entsorgung von Umweltschäden, Übernahme von Verlusten aus 
früher eingeholten Aufträgen, Sozialpläne für nicht übernommene Arbeitskräfte), strikt von den 
echten Subventionen getrennt werden, die durch die Fortführung des Betriebes entstehen. 
Hierzu gehört die Abdeckung von Anlaufverlusten ebenso wie die Finanzierung von „nachgehol­
ten“ Investitionen zur Modernisierung der Anlagen oder zur Einhaltung von Umweltschutzaufla­
gen.

Die Transparenz der Verkaufsbedingungen dient zum einen der kritischen Würdigung der Pri­
vatisierung durch die Öffentlichkeit und die Wissenschaft. Es geht nicht an, daß die Treuhandan­
stalt wochenlang die Öffentlichkeit über die Privatisierung der Werften streiten läßt und sie über 
den Inhalt der alternativen Lösungen ebenso im unklaren läßt wie über die Gründe ihrer Ent­
scheidung. Zum anderen benötigen auch die Kaufinteressenten Klarheit über die Entschei­
dungskriterien. Schließlich vermag mehr Transparenz auch die Stellung der Treuhandanstalt ge­
genüber den Erwerbern zu stärken, wenn es etwa um die Einhaltung der Zusagen oder um die 
At)wehr von Subventionsbegehren geht.
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